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Entscheidungsdatum

22.02.2024
Norm

B-VG Art133 Abs4

GehG §8169f

GehG 8169g

VWGVG §28 Abs3 Satz2

. B-VG Art. 133 heute

B-VG Art. 133 gultig von 01.01.2019 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017
B-VG Art. 133 glltig ab 01.01.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018

B-VG Art. 133 glltig von 25.05.2018 bis 31.12.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018
B-VG Art. 133 glltig von 01.08.2014 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 164/2013
B-VG Art. 133 glltig von 01.01.2014 bis 31.07.2014zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 51/2012
B-VG Art. 133 glltig von 01.01.2004 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 100/2003
B-VG Art. 133 glltig von 01.01.1975 bis 31.12.2003zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 444/1974
B-VG Art. 133 gultig von 25.12.1946 bis 31.12.1974zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 211/1946
B-VG Art. 133 gultig von 19.12.1945 bis 24.12.1946zuletzt geandert durch StGBI. Nr. 4/1945
B-VG Art. 133 giltig von 03.01.1930 bis 30.06.1934
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GehG § 169f heute

GehG § 169f gliltig von 01.08.2025 bis 31.07.2025 zuletzt geandert durch BGBI.
GehG § 169f gliltig ab 01.08.2025 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 100/2025
GehG § 169f gliltig von 23.07.2024 bis 31.07.2025 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 118/2024
GehG § 169f gliltig von 16.11.2023 bis 22.07.2024 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 137/2023
GehG § 169f gliltig von 24.12.2020 bis 15.11.2023 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 137/2022
GehG § 169f gliltig von 24.12.2020 bis 31.12.2003 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 153/2020
GehG § 169f gliltig von 28.12.2019 bis 23.12.2020 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 137/2022
GehG & 169f gliltig von 28.12.2019 bis 31.12.2003 zuletzt gedndert durch BGBI. | Nr. 112/2019
GehG § 169f gliltig von 12.02.2015 bis 27.12.2019 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 137/2022
. GehG & 169f gliltig von 12.02.2015 bis 31.12.2003 zuletzt gedndert durch BGBI. | Nr. 112/2019
. GehG & 169f giltig von 01.01.2004 bis 11.02.2015 zuletzt gedndert durch BGBI. | Nr. 137/2022
. GehG & 169f glltig von 01.01.2004 bis 31.12.2003 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 58/2019
GehG § 169f gliltig von 01.01.2004 bis 31.12.2003 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 112/2019

Nr. 25/2025
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1. GehG § 169g heute

2. GehG § 169g gultig ab 30.12.2025 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 100/2025

3. GehG § 169g gultig von 01.04.2025 bis 29.12.2025zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 100/2025
4. GehG 8 169g gultig von 10.10.2024 bis 31.03.2025zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 143/2024
5. GehG § 169g glltig von 16.11.2023 bis 09.10.2024 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 137/2023
6. GehG 8 169g gultig von 24.12.2020 bis 15.11.2023 zuletzt gedandert durch BGBI. | Nr. 153/2020
7. GehG 8 169g gultig von 01.01.2004 bis 23.12.2020zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 58/2019
1. VWGVG 8§ 28 heute

2. VWGVG § 28 glltig ab 01.01.2019zuletzt gedndert durch BGBI. | Nr. 138/2017

3. VwWGVG § 28 glltig von 01.01.2014 bis 31.12.2018

Spruch

’

W128 2242591-1/8E
BESCHLUSS

Das Bundesverwaltungsgericht fasst durch den Richter Michael FUCHS-ROBETIN Uber die Beschwerde des XXXX gegen
den Bescheid der Landespolizeidirektion Niederosterreich vom XXXX , den Beschluss:Das Bundesverwaltungsgericht
fasst durch den Richter Michael FUCHS-ROBETIN uUber die Beschwerde des romisch 40 gegen den Bescheid der

Landespolizeidirektion Niederdsterreich vom romisch 40, den Beschluss:
A)

In Erledigung der Beschwerde wird der angefochtene Bescheid aufgehoben und die Angelegenheit gemal3 § 28 Abs. 3
zweiter Satz VWGVG zur Erlassung eines neuen Bescheides an die belangte Behdrde zurtickverwiesen.In Erledigung der
Beschwerde wird der angefochtene Bescheid aufgehoben und die Angelegenheit gemald Paragraph 28, Absatz 3,

zweiter Satz VWGVG zur Erlassung eines neuen Bescheides an die belangte Behérde zurtickverwiesen.
B)

Die Revision ist gemaR Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zuldssigDie Revision ist gemal Artikel 133, Absatz 4, B-VG nicht
zulassig.

Text

Begriindung:, Begrundung:
I. Verfahrensgang:réomisch eins. Verfahrensgang:

1. Die Landespolizeidirektion Niederdsterreich (in der Folge: belangte Behorde) Gbermittelte der beschwerdefihrenden
Partei mit Schreiben vom 15.07.2020 das Ergebnis der Neufestsetzung ihrer besoldungsrechtlichen Stellung gemaR 8§
169f Abs. 1 und 4 GehG. Die beschwerdefiihrende Partei gab diesbeziglich mit einer Mail vom 22.11.2020 eine
Stellungnahme ab. 1. Die Landespolizeidirektion Niederdsterreich (in der Folge: belangte Behorde) Gbermittelte der
beschwerdefihrenden Partei mit Schreiben vom 15.07.2020 das Ergebnis der Neufestsetzung ihrer
besoldungsrechtlichen Stellung gemal3 Paragraph 169 f, Absatz eins und 4 GehG. Die beschwerdefuhrende Partei gab

diesbezuglich mit einer Mail vom 22.11.2020 eine Stellungnahme ab.

2. Mit dem im Spruch genannten Bescheid setzte die belangte Behdérde das Besoldungsdienstalter der
beschwerdefihrenden Partei gemaR & 169f Abs. 1 und 4 GehG fest.2. Mit dem im Spruch genannten Bescheid setzte
die belangte Behorde das Besoldungsdienstalter der beschwerdefiihrenden Partei gemal3 Paragraph 169 f, Absatz eins
und 4 Geha fest.
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3. Dagegen erhob die beschwerdefihrende Partei fristgerecht Beschwerde an das Bundesverwaltungsgericht.

4. Die Beschwerde samt bezughabendem Verwaltungsakt wurden dem Bundesverwaltungsgericht mit Schreiben vom
19.05.2021 vorgelegt.

5. Mit Beschluss des Bundesverwaltungsgerichts vom 20.05.2021, W221 2242591-1/2Z wurde das
Beschwerdeverfahren bis zur Entscheidung des VwGH in dem zur Zahl Ra 2020/12/0068 anhangigen Verfahren
ausgesetzt.

6. Aufgrund der Verfugung des Geschaftsverteilungsausschusses vom 21.10.2021 wurde die gegenstandliche
Rechtssache der nunmehr zustandigen Gerichtsabteilung W128 zugewiesen.

7. Mit Urteil des EuGH vom 20.04.2023, C-650/21, Landespolizeidirektion Niederésterreich und Finanzamt Osterreich,
antwortete dieser auf die vom VwGH gestellten Fragen, dass die Gleichbehandlungsrichtlinie einer nationalen
Regelung entgegensteht, nach der die Einstufung eines Beamten auf der Grundlage seines Besoldungsdienstalters in
einem alten Besoldungssystem erfolgt, das fur diskriminierend befunden wurde, weil dieses System fir die Zwecke der
Bestimmung des Besoldungsdienstalters nur die Berlcksichtigung der anrechenbaren Vordienstzeiten erlaubte, die
nach Vollendung des 18. Lebensjahrs zurtickgelegt wurden, und damit vor Vollendung des 18. Lebensjahrs
zurlickgelegte Vordienstzeiten ausschloss, soweit diese Regelung eine Korrektur der urspringlich ermittelten
anrechenbaren Vordienstzeiten durch Ermittlung eines Vergleichsstichtags vorsieht, bei dem fir die Zwecke der
Bestimmung des Besoldungsdienstalters nunmehr vor Vollendung des 18. Lebensjahrs zurlickgelegte anrechenbare
Vordienstzeiten bertcksichtigt werden, wenn zum einen hinsichtlich der nach dem 18. Geburtstag zurtickgelegten
Zeiten nur die zur Halfte zu berlcksichtigenden ,sonstigen Zeiten" bertcksichtigt werden und zum anderen diese
~sonstigen Zeiten” von drei auf sieben Jahre erhdht, jedoch nur insoweit berlcksichtigt werden, als sie vier Jahre
Ubersteigen. Daruber hinaus ist der Grundsatz der Rechtssicherheit dahin auszulegen, dass er einer nationalen
Regelung entgegensteht, die fir Beamte, bei denen am Tag der Kundmachung einer Gesetzesanderung des
Besoldungssystems ein Verfahren zur Neufestsetzung ihrer besoldungsrechtlichen Stellung anhangig war, vorsieht,
dass die Bezlige nach den neuen Bestimmungen Uber den Vergleichsstichtag neu ermittelt werden, so dass eine
Diskriminierung wegen des Alters nicht beseitigt wird, wohingegen eine solche Ermittlung nicht fir Beamte
vorgenommen wird, bei denen ein zuvor eingeleitetes Verfahren mit gleichem Gegenstand bereits durch eine
rechtskraftige Entscheidung abgeschlossen war, die auf einem Stichtag beruht, der nach dem alten Besoldungssystem,
dessen vom nationalen Richter fur diskriminierend befundene Bestimmungen in unmittelbarer Anwendung des
unionsrechtlichen Grundsatzes der Gleichbehandlung unangewendet blieben, glinstiger festgesetzt wurde.

8. Mit Erkenntnis des VwGH vom 18.07.2023,Ra 2020/12/0068, entschied dieser in einer Rechtssache Uber die
Neufestsetzung des Besoldungsdienstalters unter Bezugnahme auf das letztgenannte EuGH-Urteil, dass die vom
Gesetzgeber in der 2. Dienstrechts-Novelle 2019 gewahlte Methode der AnknUpfung am altersdiskriminierend
ermittelten Besoldungsdienstalter fir die Neufestsetzung des Besoldungsdienstalters die Diskriminierung wegen des
Alters nicht beseitigt hat. Dabei wies er darauf hin, dass das Verwaltungsgericht allféllige Tatsachen, aus denen sich
Grinde fur eine Rechtfertigung dieser Ungleichbehandlung ergaben, nach Erdrterung mit den Parteien festzustellen
habe.

9. Nach Fortsetzung des Verfahrens wurde die belangte Behorde daher mit Schreiben vom 14.08.2023 aufgefordert,
solche allfalligen Rechtfertigungsgriinde binnen vier Wochen anzuftihren.

10. Mit am 04.09.2023 eingelangtem Schriftsatz brachte die belangte Behdrde eine Stellungnahme ein. Die
beschwerdeflihrende Partei brachte diesbeziiglich am 21.09.2023 fristgerecht eine schriftliche Stellungnahme ein.

11. Mit BGBI | 137/2023 &nderte der Gesetzgeber die gesetzlichen Bestimmungen der §8 169f und 169g GehG, wobei
die Novelle mit 16.11.2023 in Kraft trat.11. Mit Bundesgesetzblatt Teil eins, 137 aus 2023, dnderte der Gesetzgeber die
gesetzlichen Bestimmungen der Paragraphen 169 f und 169 g GehG, wobei die Novelle mit 16.11.2023 in Kraft trat.

Il. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogenrémisch zwei. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:

GemaR & 6 BVWGG entscheidet das Bundesverwaltungsgericht durch Einzelrichter, sofern nicht in Bundes- oder
Landesgesetzen die Entscheidung durch Senate vorgesehen ist. Da im GehG keine Senatsentscheidung vorgesehen ist,
liegt gegenstandlich  Einzelrichterzustandigkeit vor.Gemal  Paragraph 6, BVwWGG entscheidet das
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Bundesverwaltungsgericht durch Einzelrichter, sofern nicht in Bundes- oder Landesgesetzen die Entscheidung durch
Senate vorgesehen ist. Da im GehG keine Senatsentscheidung vorgesehen ist, liegt gegenstandlich
Einzelrichterzustandigkeit vor.

1. Zu A) Aufhebung des angefochtenen Bescheides und Zurtickverweisung:

1.1. Das Bundesverwaltungsgericht hat den vorliegenden Fall aufgrund der aktuellen Sach- und Rechtslage zu
entscheiden.

Die fur den vorliegenden Fall mal3geblichen Bestimmungen des Gehaltsgesetzes 1956 idFBGBI | 137/2023 (in der
Folge: GehG) lauten wie folgt:Die fur den vorliegenden Fall maf3geblichen Bestimmungen des Gehaltsgesetzes 1956 in
der Fassung Bundesgesetzblatt Teil eins, 137 aus 2023, (in der Folge: GehG) lauten wie folgt:

Umsetzung der Richtlinie 2000/78/EG
§ 169fParagraph 169 f
(1) Bei Beamtinnen und Beamten,

1. die sich am Tag der Kundmachung der 2. Dienstrechts-Novelle 2019,BGBI. | Nr. 58/2019, im Dienststand befinden
und1. die sich am Tag der Kundmachung der 2. Dienstrechts-Novelle 2019, Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 58 aus
2019,, im Dienststand befinden und

2. die nach 8§ 169c Abs. 1 (allenfalls in Verbindung mit 8 169d Abs. 3, 4 oder 6) Ubergeleitet wurden un@. die nach
Paragraph 169 ¢, Absatz eins, (allenfalls in Verbindung mit Paragraph 169 d, Absatz 3, 4, oder 6) Ubergeleitet wurden
und

3. deren erstmalige Festsetzung des Vorruckungsstichtags fur das laufende Dienstverhaltnis unter Ausschluss der vor
Vollendung des 18. Lebensjahres zurickgelegten Zeiten erfolgt ist,

ist die besoldungsrechtliche Stellung von Amts wegen bescheidmaliig neu festzusetzen.

(2) Bei Beamtinnen und Beamten nach Abs. 1 Z 2 und 3, auf welche nur Abs. 1 Z 1 nicht zutrifft, erfolgt eine
Neufestsetzung auf Antrag. Zustandig ist jene Dienstbehorde, die im Zeitpunkt des Ausscheidens aus dem Dienststand
oder aus dem Dienstverhaltnis zustandig war. Wurde die Dienstbehdrde nach dem Ausscheiden aufgelassen, so ist
jene Dienstbehorde zustandig, auf welche die Zustandigkeit fur die Beamtin oder den Beamten bei Verbleib im
Dienststand Ubergegangen ware. Antragsberechtigt sind auch Empfangerinnen und Empfanger von wiederkehrenden
Leistungen nach dem Pensionsgesetz 1965, wenn allfallige Anspriiche auf Bezlge fur Zeiten des Dienststands noch
nicht verjahrt sind. Fur die Dauer des Verfahrens ist die Verjahrungsfrist nach 8 40 Abs. 1 Pensionsgesetz 1965
gehemmt.(2) Bei Beamtinnen und Beamten nach Absatz eins, Ziffer 2 und 3, auf welche nur Absatz eins, Ziffer eins,
nicht zutrifft, erfolgt eine Neufestsetzung auf Antrag. Zustandig ist jene Dienstbehdrde, die im Zeitpunkt des
Ausscheidens aus dem Dienststand oder aus dem Dienstverhaltnis zustandig war. Wurde die Dienstbehérde nach dem
Ausscheiden aufgelassen, so ist jene Dienstbehdrde zustandig, auf welche die Zustéandigkeit fir die Beamtin oder den
Beamten bei Verbleib im Dienststand Ubergegangen ware. Antragsberechtigt sind auch Empfangerinnen und
Empfanger von wiederkehrenden Leistungen nach dem Pensionsgesetz 1965, wenn allféllige Anspriiche auf Bezlge fur
Zeiten des Dienststands noch nicht verjahrt sind. Fir die Dauer des Verfahrens ist die Verjahrungsfrist nach Paragraph
40, Absatz eins, Pensionsgesetz 1965 gehemmt.

(3) Bei den am Tag der Kundmachung der 2. Dienstrechts-Novelle 2019,BGBI. | Nr. 58/2019, anhangigen Verfahren,
welche die Frage der Anrechnung zusatzlicher Vordienstzeiten, der Neufestsetzung des Vorrickungsstichtags,
insbesondere nach § 113 Abs. 10 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. | Nr. 82/2010, der Neufestsetzung des
Besoldungsdienstalters oder der Festsetzung der besoldungsrechtlichen Stellung flr eine Beamtin oder einen
Beamten nach Abs. 1 Z 3 als Hauptfrage zum Gegenstand haben, erfolgt eine Neufestsetzung im Rahmen dieser
Verfahren. Bei den am Tag der Kundmachung der 2. Dienstrechts-Novelle 2019, BGBI. | Nr. 58/2019, anhangigen
Verfahren, in denen eine solche Frage als Vorfrage zu beurteilen ist, erfolgt die Beurteilung unbeschadet des § 38 des
Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991 - AVG, BGBI. Nr. 51/1991, nach MalRgabe des Abs. 6(3) Bei den am
Tag der Kundmachung der 2. Dienstrechts-Novelle 2019, Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 58 aus 2019,, anhangigen
Verfahren, welche die Frage der Anrechnung zusatzlicher Vordienstzeiten, der Neufestsetzung des
Vorruckungsstichtags, insbesondere nach Paragraph 113, Absatz 10, in der Fassung des Bundesgesetzes
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Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 82 aus 2010,, der Neufestsetzung des Besoldungsdienstalters oder der Festsetzung der
besoldungsrechtlichen Stellung fur eine Beamtin oder einen Beamten nach Absatz eins, Ziffer 3, als Hauptfrage zum
Gegenstand haben, erfolgt eine Neufestsetzung im Rahmen dieser Verfahren. Bei den am Tag der Kundmachung der 2.
Dienstrechts-Novelle 2019, Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 58 aus 2019,, anhangigen Verfahren, in denen eine solche
Frage als Vorfrage zu beurteilen ist, erfolgt die Beurteilung unbeschadet des Paragraph 38, des Allgemeinen
Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991 - AVG, Bundesgesetzblatt Nr. 51 aus 1991,, nach MalRgabe des Absatz 6,

(4) Die Neufestsetzung nach den Abs. 1 bis 3 erfolgt nach Ermittlung des Vergleichsstichtags (8 169g) durch Feststellung
des Besoldungsdienstalters zum Ablauf des 28. Februar 2015. Das Besoldungsdienstalter nach & 169¢ erhoht sich um
den zwischen dem Vergleichsstichtag und dem Vorrickungsstichtag liegenden Zeitraum, wenn der Vergleichsstichtag
vor dem Vorrlckungsstichtag liegt, andernfalls vermindert es sich um diesen Zeitraum. Fir den Vergleich ist der letzte
Vorrickungsstichtag maRRgebend, der unter Ausschluss der vor Vollendung des 18. Lebensjahres zuriickgelegten Zeiten
festgesetzt wurde.(4) Die Neufestsetzung nach den Absatz eins bis 3 erfolgt nach Ermittlung des Vergleichsstichtags
(Paragraph 169 g,) durch Feststellung des Besoldungsdienstalters zum Ablauf des 28. Februar 2015. Das
Besoldungsdienstalter nach Paragraph 169 ¢, erhéht sich um den zwischen dem Vergleichsstichtag und dem
Vorrickungsstichtag liegenden Zeitraum, wenn der Vergleichsstichtag vor dem Vorrickungsstichtag liegt, andernfalls
vermindert es sich um diesen Zeitraum. Fir den Vergleich ist der letzte Vorrickungsstichtag mafigebend, der unter
Ausschluss der vor Vollendung des 18. Lebensjahres zurlickgelegten Zeiten festgesetzt wurde.

(4a) Auf die Beamtin oder den Beamten, deren oder dessen besoldungsrechtliche Stellung durch unmittelbare
Anwendung des Unionsrechts neu festgesetzt wurde, ist Abs. 4 mit der Malgabe anzuwenden, dass als
Besoldungsdienstalter nach § 169c jenes Besoldungsdienstalter gilt, dass sich bei einer Uberleitung gemaR § 169¢ nach
Maligabe des letzten Vorrlckungsstichtags ergeben hatte, der unter Ausschluss der vor Vollendung des 18.
Lebensjahres zurlickgelegten Zeiten festgesetzt wurde.(4a) Auf die Beamtin oder den Beamten, deren oder dessen
besoldungsrechtliche Stellung durch unmittelbare Anwendung des Unionsrechts neu festgesetzt wurde, ist Absatz 4,
mit der Mal3gabe anzuwenden, dass als Besoldungsdienstalter nach Paragraph 169 c, jenes Besoldungsdienstalter gilt,
dass sich bei einer Uberleitung gem&R Paragraph 169 c, nach MaRgabe des letzten Vorriickungsstichtags ergeben
hatte, der unter Ausschluss der vor Vollendung des 18. Lebensjahres zurlickgelegten Zeiten festgesetzt wurde.

(4b) Gebiihrte der Beamtin oder dem Beamten gemaR Abs. 4a, die oder der vor der Uberleitung gemaR § 169c zur
Richterin oder zum Richter der Gehaltsgruppe R 3 oder zur Staatsanwaltin oder zum Staatsanwalt der Gehaltsgruppe
St 3 ernannt und in dieser Gehaltsgruppe Ubergeleitet wurde, durch die Anwendung des § 66 Abs. 11 zweiter Satz oder
des § 190 Abs. 6 zweiter Satz RStDG in der bis zum Ablauf des 11. Februar 2015 geltenden Fassung eine hdhere
Einstufung als nach Maligabe des letzten Vorrickungsstichtags, der unter Ausschluss der vor Vollendung des 18.
Lebensjahres zuriickgelegten Zeiten festgesetzt wurde, so tritt an die Stelle des Besoldungsdienstalters gemaR Abs. 4a
das Besoldungsdienstalter, dass sich bei einer Uberleitung gemaR § 169c nach MaRgabe dieser héheren Einstufung
ergeben hétte.(4b) Gebiihrte der Beamtin oder dem Beamten gemaR Absatz 4 a,, die oder der vor der Uberleitung
gemal Paragraph 169 c, zur Richterin oder zum Richter der Gehaltsgruppe R 3 oder zur Staatsanwaltin oder zum
Staatsanwalt der Gehaltsgruppe St 3 ernannt und in dieser Gehaltsgruppe Ubergeleitet wurde, durch die Anwendung
des Paragraph 66, Absatz 11, zweiter Satz oder des Paragraph 190, Absatz 6, zweiter Satz RStDG in der bis zum Ablauf
des 11. Februar 2015 geltenden Fassung eine hohere Einstufung als nach MaRgabe des letzten Vorrickungsstichtags,
der unter Ausschluss der vor Vollendung des 18. Lebensjahres zurlickgelegten Zeiten festgesetzt wurde, so tritt an die
Stelle des Besoldungsdienstalters gemaR Absatz 4 a, das Besoldungsdienstalter, dass sich bei einer Uberleitung gemaR
Paragraph 169 c, nach MalRgabe dieser héheren Einstufung ergeben hatte.

(5) Die Neufestsetzung in bereits anhangigen Verfahren nach Abs. 3 erfolgt bei Beamtinnen und Beamten, die nicht
nach 8 169c Abs. 1 (allenfalls in Verbindung mit 8 169d Abs. 3, 4 oder 6) Ubergeleitet wurden, abweichend von Abs. 4
durch Feststellung(5) Die Neufestsetzung in bereits anhangigen Verfahren nach Absatz 3, erfolgt bei Beamtinnen und
Beamten, die nicht nach Paragraph 169 c, Absatz eins, (allenfalls in Verbindung mit Paragraph 169 d, Absatz 3, 4, oder
6) Ubergeleitet wurden, abweichend von Absatz 4, durch Feststellung

1. der Einstufung zum Tag der Antragseinbringung oder, wenn die Beamtin oder der Beamte vor diesem Tag aus dem
Dienststand oder dem Dienstverhaltnis ausgeschieden ist, zum Ablauf des letzten Tages des Dienststands oder
Dienstverhaltnisses und



2. des Vorruckungstermins, mit dem die Einstufung nach Z 1 erreicht wurde2. des Vorrickungstermins, mit dem die
Einstufung nach Ziffer eins, erreicht wurde.

Die Einstufung und der Vorrlckungstermin nach Z 1 und 2 sind zundchst auf Grundlage des letzten
Vorrickungsstichtags, der unter Ausschluss der vor Vollendung des 18. Lebensjahres zurlickgelegten Zeiten festgesetzt
wurde, zu bemessen. AnschlieBend sind sie um die Anzahl an ganzen Monaten, die zwischen dem Vergleichsstichtag
und dem Vorrickungsstichtag liegen, zu verbessern, wenn der Vergleichsstichtag vor dem Vorrlckungsstichtag liegt,
andernfalls um diese zu vermindern.Die Einstufung und der Vorrlckungstermin nach Ziffer eins und 2 sind zunachst
auf Grundlage des letzten Vorrickungsstichtags, der unter Ausschluss der vor Vollendung des 18. Lebensjahres
zuruickgelegten Zeiten festgesetzt wurde, zu bemessen. AnschlieBend sind sie um die Anzahl an ganzen Monaten, die
zwischen dem Vergleichsstichtag und dem Vorrickungsstichtag liegen, zu verbessern, wenn der Vergleichsstichtag vor

dem Vorrtickungsstichtag liegt, andernfalls um diese zu vermindern.

(6) Die Bemessung der Bezlige erfolgt ruckwirkend unter Bertcksichtigung der fur die Vorrickung wirksamen

Dienstzeit

1. im Fall des Abs. 4 (fir Zeiten vor dem 1. Mdrz 2015 unter Anwendung von 8 169c Abs. 6b in der geltenden Fassung
und 8 8 in der Fassung der Dienstrechts-Novelle 2015, BGBI. | Nr. 65/2015) nach Maligabe des neu festgesetzten
Besoldungsdienstalters und1. im Fall des Absatz 4, (fir Zeiten vor dem 1. Marz 2015 unter Anwendung von Paragraph
169 ¢, Absatz 6 b, in der geltenden Fassung und Paragraph 8, in der Fassung der Dienstrechts-Novelle 2015,
Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 65 aus 2015,) nach Mal3gabe des neu festgesetzten Besoldungsdienstalters und

2. im Fall des Abs. 5 nach Maligabe der neu festgesetzten besoldungsrechtlichen Stellung, wobei Vorriickungen mit
dem Monatsersten nach Ablauf des fir die Vorrickung in die jeweilige Gehaltsstufe erforderlichen Zeitraums erfolgen,
der sich aus den bis zum Ablauf des 31. Dezember 2003 flr die Verwendungsgruppe der Beamtin oder des Beamten
geltenden Bestimmungen ergibt, oder, wenn das Ende dieser Frist auf einen Monatsersten fallt, mit diesem
Monatsersten.2. im Fall des Absatz 5, nach Maligabe der neu festgesetzten besoldungsrechtlichen Stellung, wobei
Vorruckungen mit dem Monatsersten nach Ablauf des fur die Vorrickung in die jeweilige Gehaltsstufe erforderlichen
Zeitraums erfolgen, der sich aus den bis zum Ablauf des 31. Dezember 2003 fur die Verwendungsgruppe der Beamtin
oder des Beamten geltenden Bestimmungen ergibt, oder, wenn das Ende dieser Frist auf einen Monatsersten fallt, mit
diesem Monatsersten.

Abweichend von 8§ 13b hat flr Beamtinnen und Beamte nach Abs. 1, auf die Abs. 3 erster Satz nicht zutrifft, eine
allféllige Nachzahlung fir Zeiten ab dem 1. Mai 2016 von Amts wegen zu erfolgen.Abweichend von Paragraph 13 b, hat
flr Beamtinnen und Beamte nach Absatz eins,, auf die Absatz 3, erster Satz nicht zutrifft, eine allféllige Nachzahlung
fir Zeiten ab dem 1. Mai 2016 von Amts wegen zu erfolgen.

(6a) Wenn sich nach Abs. 6 fiir den Uberleitungsmonat nach § 169c Abs. 2 riickwirkend eine héhere Einstufung ergibt,
sind die Wahrungszulagen nach § 169c Abs. 6 und 9 entsprechend anzupassen. Die bereits erfolgte Festsetzung des
Besoldungsdienstalters nach § 169c Abs. 3 bleibt davon unberthrt.(6a) Wenn sich nach Absatz 6, fur den
Uberleitungsmonat nach Paragraph 169 c, Absatz 2, rickwirkend eine héhere Einstufung ergibt, sind die
Wahrungszulagen nach Paragraph 169 ¢, Absatz 6 und 9 entsprechend anzupassen. Die bereits erfolgte Festsetzung
des Besoldungsdienstalters nach Paragraph 169 ¢, Absatz 3, bleibt davon unberuhrt.

(6b) Gemeinsam mit der Feststellung nach Abs. 4 oder 5 ist auch das Datum bescheidmaRig festzustellen, ab dem ein
allfalliger Anspruch auf Nachzahlung von Bezligen, der sich aus der rickwirkenden Anwendung von Abs. 6 ergibt, nicht
verjahrt ist.(6b) Gemeinsam mit der Feststellung nach Absatz 4, oder 5 ist auch das Datum bescheidmalig
festzustellen, ab dem ein allfélliger Anspruch auf Nachzahlung von Bezligen, der sich aus der rickwirkenden
Anwendung von Absatz 6, ergibt, nicht verjahrt ist.

(7) Vor der Neufestsetzung nach Abs. 1 und 2 ist der Beamtin oder dem Beamten das vorlaufige Ergebnis der
Ermittlungen aufgrund der Aktenlage mit der Aufforderung schriftlich mitzuteilen, binnen sechs Monaten allfallige
weitere Zeiten geltend zu machen und die erforderlichen Nachweise zu erbringen, widrigenfalls diese nicht zu
bertcksichtigen sind. Diese Frist kann mit Zustimmung der Beamtin oder des Beamten verkurzt werden.(7) Vor der
Neufestsetzung nach Absatz eins und 2 ist der Beamtin oder dem Beamten das vorlaufige Ergebnis der Ermittlungen
aufgrund der Aktenlage mit der Aufforderung schriftlich mitzuteilen, binnen sechs Monaten allféllige weitere Zeiten
geltend zu machen und die erforderlichen Nachweise zu erbringen, widrigenfalls diese nicht zu bertcksichtigen sind.
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Diese Frist kann mit Zustimmung der Beamtin oder des Beamten verkirzt werden.
(8) Bei der Beamtin oder dem Beamten,

1. deren oder dessen besoldungsrechtliche Stellung nach den Abs. 1, 2 oder 3 rechtskraftig neu festgesetzt wurde,
und1. deren oder dessen besoldungsrechtliche Stellung nach den Absatz eins, 2, oder 3 rechtskraftig neu festgesetzt

wurde, und

2. die oder der Zeiten nach § 169g Abs. 3 Z 3 zurtickgelegt hat, die bei der Neufestsetzung nach Z 1 nicht zur Ganze bei
der Ermittlung des Vergleichsstichtags bertcksichtigt wurden,2. die oder der Zeiten nach Paragraph 169 g, Absatz 3,
Ziffer 3, zurlckgelegt hat, die bei der Neufestsetzung nach Ziffer eins, nicht zur Ganze bei der Ermittlung des
Vergleichsstichtags berucksichtigt wurden,

hat die Dienstbehérde auf spatestens bis zum Ablauf des 31. Dezember 2021 einzubringenden Antrag die
Neufestsetzung unter Berlcksichtigung der in Z 2 angeflUhrten Zeiten bescheidmallig abzuandern, wobei Abs. 7 nicht
zur Anwendung gelangt. Wenn die Beamtin oder der Beamte Zeiten nach & 169g Abs. 3 Z 3 noch vor der
Neufestsetzung nach Z 1 geltend macht, sind diese von der Dienstbehdérde ungeachtet eines allfalligen Ablaufs der
Frist nach Abs. 7 bei der Neufestsetzung zu berucksichtigen.hat die Dienstbehorde auf spatestens bis zum Ablauf des
31. Dezember 2021 einzubringenden Antrag die Neufestsetzung unter BerUcksichtigung der in Ziffer 2, angefuhrten
Zeiten bescheidmaRig abzuandern, wobei Absatz 7, nicht zur Anwendung gelangt. Wenn die Beamtin oder der Beamte
Zeiten nach Paragraph 169 g, Absatz 3, Ziffer 3, noch vor der Neufestsetzung nach Ziffer eins, geltend macht, sind
diese von der Dienstbehdrde ungeachtet eines allfalligen Ablaufs der Frist nach Absatz 7, bei der Neufestsetzung zu
berucksichtigen.

(9) Bei der Beamtin oder dem Beamten, deren oder dessen besoldungsrechtliche Stellung bis zum Tag der
Kundmachung des Bundesgesetzes BGBI. | Nr. 137/2023 bereits gemald Abs. 1, 2 oder 3 neu festgesetzt wurde, ist die
besoldungsrechtliche Stellung gemal3 Abs. 4 und 5 von Amts wegen mit der Mal3gabe bescheidmalig neu festzusetzen,
dass an Stelle des bereits ermittelten Vergleichsstichtags der Vergleichsstichtag gemal3 § 169g in der geltenden
Fassung tritt. Abs. 7 ist nicht anzuwenden. Die Dienstbehérde kann ganzlich von der Durchfihrung eines neuen
Ermittlungsverfahrens absehen, wenn die Sache zur Entscheidung reif ist. Abs. 6 und 6a sind mit der MafRRgabe
anzuwenden, dass allfdllige Nachzahlungen fur denselben Zeitraum erfolgen wie bei der vorangegangenen
Neufestsetzung.(9) Bei der Beamtin oder dem Beamten, deren oder dessen besoldungsrechtliche Stellung bis zum Tag
der Kundmachung des Bundesgesetzes Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 137 aus 2023, bereits gemal} Absatz eins, 2,
oder 3 neu festgesetzt wurde, ist die besoldungsrechtliche Stellung gemal Absatz 4 und 5 von Amts wegen mit der
MaBgabe bescheidmaBig neu festzusetzen, dass an Stelle des bereits ermittelten Vergleichsstichtags der
Vergleichsstichtag gemall Paragraph 169 g, in der geltenden Fassung tritt. Absatz 7, ist nicht anzuwenden. Die
Dienstbehdrde kann ganzlich von der Durchfuhrung eines neuen Ermittlungsverfahrens absehen, wenn die Sache zur
Entscheidung reif ist. Absatz 6 und 6 a sind mit der Mal3gabe anzuwenden, dass allfallige Nachzahlungen fur denselben

Zeitraum erfolgen wie bei der vorangegangenen Neufestsetzung.

(10) Der Beamtin oder dem Beamten, deren oder dessen neu festgesetztes Besoldungsdienstalter gemafd Abs. 4 hinter
jenem Besoldungsdienstalter zurlickbleibt, das sie oder er mit dem Monat der Kundmachung des Bundesgesetzes
BGBI. | Nr. 137/2023 nach den bis dahin geltenden Vorschriften erreicht hatte, geblhrt ab diesem Monat eine
ruhegenussfahige Erganzungszulage auf den fur das hohere Besoldungsdienstalter geblhrenden Monatsbezug. Als
bereits erreichtes Besoldungsdienstalter gilt(10) Der Beamtin oder dem Beamten, deren oder dessen neu festgesetztes
Besoldungsdienstalter gemafR Absatz 4, hinter jenem Besoldungsdienstalter zurtckbleibt, das sie oder er mit dem
Monat der Kundmachung des Bundesgesetzes Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 137 aus 2023, nach den bis dahin
geltenden Vorschriften erreicht hatte, gebUhrt ab diesem Monat eine ruhegenussfahige Erganzungszulage auf den fur
das héhere Besoldungsdienstalter gebuhrenden Monatsbezug. Als bereits erreichtes Besoldungsdienstalter gilt

1. bei der Beamtin oder dem Beamten gemall Abs. 9 das Besoldungsdienstalter, das nach Mal3gabe des
Vergleichsstichtags erreicht wurde, bei dessen Ermittlung sonstige Zeiten nur insoweit zur Halfte vorangestellt wurden,
als sie insgesamt das Ausmal3 von vier Jahren Ubersteigen, und1. bei der Beamtin oder dem Beamten gemaR Absatz 9,
das Besoldungsdienstalter, das nach Mal3gabe des Vergleichsstichtags erreicht wurde, bei dessen Ermittlung sonstige
Zeiten nur insoweit zur Halfte vorangestellt wurden, als sie insgesamt das Ausmal3 von vier Jahren Ubersteigen, und
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2. bei der Beamtin oder dem Beamten, auf die oder den Z 1 nicht zutrifft, das unverbesserte bzw. unverminderte
Besoldungsdienstalter zum Ablauf des 28. Februar 2015 gemal} Abs. 4 zweiter Satz (Abs. 4a) unter BerUcksichtigung
der bis zum Monat der Kundmachung des Bundesgesetzes BGBI. | Nr. 137/2023 zurtickgelegten Dienstzeit
einschlieBlich einer allfélligen Zurechnung gemal § 169c Abs. 7.2. bei der Beamtin oder dem Beamten, auf die oder
den Ziffer eins, nicht zutrifft, das unverbesserte bzw. unverminderte Besoldungsdienstalter zum Ablauf des 28. Februar
2015 gemal Absatz 4, zweiter Satz (Absatz 4 a,) unter Berlcksichtigung der bis zum Monat der Kundmachung des
Bundesgesetzes Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 137 aus 2023, zurlickgelegten Dienstzeit einschlieBlich einer allfalligen

Zurechnung gemal? Paragraph 169 c, Absatz 7,

Die ab dem Monat der Kundmachung des BundesgesetzesBGBI. | Nr. 137/2023 zurlickgelegte Dienstzeit ist in das
Besoldungsdienstalter gema3 Z 1 oder 2 nicht einzurechnen.Die ab dem Monat der Kundmachung des
Bundesgesetzes Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 137 aus 2023, =zurlckgelegte Dienstzeit ist in das

Besoldungsdienstalter gemal Ziffer eins, oder 2 nicht einzurechnen.
Vergleichsstichtag
8 169g.Paragraph 169 g,

(1) Der Vergleichsstichtag wird dadurch ermittelt, dass die Zeiten, die bei der Ermittlung des Vorrickungsstichtags
voranzustellen waren oder bei AuRerachtlassung der Altersgrenze von 18 Jahren voranzustellen gewesen waren, nach
MaRBgabe der Abs. 2 bis 6 dem Tag der Anstellung vorangestellt werden.(1) Der Vergleichsstichtag wird dadurch
ermittelt, dass die Zeiten, die bei der Ermittlung des Vorrickungsstichtags voranzustellen waren oder bei
AuBerachtlassung der Altersgrenze von 18 Jahren voranzustellen gewesen waren, nach Mal3gabe der Absatz 2 bis 6

dem Tag der Anstellung vorangestellt werden.

(2) Fur die Ermittlung des Vergleichsstichtags sind folgende Bestimmungen Uber den Vorrickungsstichtag nach
MaRgabe der Abs. 3 bis 6 anzuwenden:(2) Fir die Ermittlung des Vergleichsstichtags sind folgende Bestimmungen
Uber den Vorruckungsstichtag nach Mal3gabe der Absatz 3 bis 6 anzuwenden:

1. 8 12 in der Fassung der 2. Dienstrechts-Novelle 2007,BGBI. | Nr. 96/2007,1. Paragraph 12, in der Fassung der 2.
Dienstrechts-Novelle 2007, Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 96 aus 2007,,

2. § 12a in der Fassung der Dienstrechts-Novelle 2011,BGBI. | Nr. 140/2011, 2. Paragraph 12 a, in der Fassung der
Dienstrechts-Novelle 2011, Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 140 aus 2011,,

3. 8 113 in der Fassung der Dienstrechts-Novelle 2004,BGBI. | Nr. 176/2004,3. Paragraph 113, in der Fassung der
Dienstrechts-Novelle 2004, Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 176 aus 2004,

4.8 113a in der Fassung der Dienstrechts-Novelle 2007,BGBI. | Nr. 53/2007 und4. Paragraph 113 a, in der Fassung der
Dienstrechts-Novelle 2007, Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 53 aus 2007, und

5. die Anlage 1 in der Fassung der Dienstrechts-Novelle 2004,BGBI. | Nr. 176/2004.5. die Anlage 1 in der Fassung der
Dienstrechts-Novelle 2004, Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 176 aus 2004,.

Malgebend sind die Bestimmungen fur jene Verwendungsgruppe, welcher die Beamtin oder der Beamte im Zeitpunkt
der Festsetzung des Vorriickungsstichtags nach 8 169f Abs. 4 letzter Satz angehort hat.Maligebend sind die
Bestimmungen fur jene Verwendungsgruppe, welcher die Beamtin oder der Beamte im Zeitpunkt der Festsetzung des
Vorruckungsstichtags nach Paragraph 169 f, Absatz 4, letzter Satz angehort hat.

(3) Abweichend von den Bestimmungen nach Abs. 2 Z 1 bis §3) Abweichend von den Bestimmungen nach Absatz 2,
Ziffer eins bis 5

1. sind Zeiten nicht von einer Voransetzung vor den Tag der Anstellung ausgeschlossen. wenn sie vor Vollendung des
18. Lebensjahres zurtickgelegt wurden;

2. sind bei Beamtinnen und Beamten, fir deren Verwendungsgruppen die Bestimmungen Uber den
Vorruckungsstichtag eine Voranstellung von Zeiten des erfolgreichen Studiums an einer héheren Schule vorsehen,
ausschliel3lich jene Zeiten als Zeiten des erfolgreichen Studiums an einer héheren Schule voranzustellen, die

a) zwischen dem Ablauf des 31. August jenes Kalenderjahres, in dem die Beamtin oder der Beamte die Aufnahme in die
zwolfte Schulstufe erreicht hat, und
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b) dem Ablauf des 30. Juni des nachfolgenden Kalenderjahres

zurlickgelegt wurden. Wenn die fur die Beamtin oder den Beamten geltenden schulrechtlichen Vorschriften eine
Regelstudiendauer von mehr als zwolf Schulstufen vorsehen, so verlangert sich der voranzustellende Zeitraum fir jede
weitere Schulstufe um ein Jahr;

3. sind mit Zustimmung der Bundesministerin oder des Bundesministers fur Kunst, Kultur, 6ffentlichen Dienst und
Sport Zeiten einer gleichwertigen Berufstatigkeit nach § 12 Abs. 2 Z 1a zur Ganze zu berUcksichtigen, die3. sind mit
Zustimmung der Bundesministerin oder des Bundesministers fir Kunst, Kultur, 6ffentlichen Dienst und Sport Zeiten
einer gleichwertigen Berufstatigkeit nach Paragraph 12, Absatz 2, Ziffer eins a, zur Ganze zu berUcksichtigen, die

a) vor Vollendung des 18. Lebensjahres zurtickgelegt wurden oder

b) nach Vollendung des 18. Lebensjahres zurlckgelegt wurden, wenn fir die Voranstellung von sonstigen Zeiten im
offentlichen Interesse nach 8 12 Abs. 3 in der damals geltenden Fassung eine Hochstgrenze gesetzlich vorgesehen
war.b) nach Vollendung des 18. Lebensjahres zurlickgelegt wurden, wenn fir die Voranstellung von sonstigen Zeiten
im offentlichen Interesse nach Paragraph 12, Absatz 3, in der damals geltenden Fassung eine Hochstgrenze gesetzlich

vorgesehen war.

Bei der Bemessung eines allfdlligen Uberstellungsverlusts gelten diese Zeiten als Zeiten in einem Dienstverhéltnis zu

einer inldndischen Gebietskorperschaft;

4. sind jene sonstige Zeiten, die nicht zur Ganze dem Tag der Anstellung voranzustellen sind, ausschlielich insoweit zu
bericksichtigen, als diese nach dem 30. Juni jenes Kalenderjahres zurtickgelegt wurden, in dem die allgemeine
Schulpflicht von neun Schuljahren absolviert wurde, und das ausschlielRlich im Umfang von 42,86% des
Gesamtausmal dieser sonstigen Zeiten in Tagen; hat die Beamtin oder der Beamte weniger als neun Schuljahre
absolviert, so ist der 30. Juni jenes Kalenderjahres maligebend, in dem sie oder er nach den inlandischen Vorschriften

Uber die allgemeine Schulpflicht neun Schuljahre absolviert hatte;

5. sind Zeiten in einem Ausbildungsverhdltnis zu einer inlandischen Gebietskorperschaft als Lehrling nur dann

voranzustellen, wenn die Beamtin oder der Beamte nach dem 31. Mdrz 2000 ins Dienstverhaltnis eingetreten ist;

6. sind Zeiten einer Tatigkeit als Wissenschaftlicher (Kunstlerischer) Mitarbeiter (in Ausbildung) gemaRR § 6 des
Bundesgesetzes Uber die Abgeltung von wissenschaftlichen und kunstlerischen Tatigkeiten an Universitaten und
Universitaten der Kinste, BGBI. Nr. 463/1974, nur dann voranzustellen, wenn die Beamtin oder der Beamte nach dem
30. September 2001 ins Dienstverhaltnis eingetreten ist.6. sind Zeiten einer Tatigkeit als Wissenschaftlicher
(Kunstlerischer) Mitarbeiter (in Ausbildung) gemall Paragraph 6, des Bundesgesetzes Uber die Abgeltung von
wissenschaftlichen und kinstlerischen Tatigkeiten an Universitaten und Universitdten der Kinste, Bundesgesetzblatt
Nr. 463 aus 1974,, nur dann voranzustellen, wenn die Beamtin oder der Beamte nach dem 30. September 2001 ins
Dienstverhaltnis eingetreten ist.

(4) Waren nach den fur den Vorrickungsstichtag gemal? 8 169f Abs. 4 letzter Satz geltenden Vorschriften die sonstigen
Zeiten, die nicht zur Ganze voranzustellen waren, nur bis zum Hochstausmald von insgesamt drei Jahren zur Halfte zu
bertcksichtigen, so sind die sonstigen Zeiten gemald Abs. 3 Z 4 fur den Vergleichsstichtag nur bis zum Hochstausmaf}
von insgesamt drei Jahren und sechs Monaten zu 42,86% zu bertcksichtigen.(4) Waren nach den fur den
Vorruckungsstichtag gemal3 Paragraph 169 f, Absatz 4, letzter Satz geltenden Vorschriften die sonstigen Zeiten, die
nicht zur Ganze voranzustellen waren, nur bis zum Héchstausmald von insgesamt drei Jahren zur Halfte zu
berucksichtigen, so sind die sonstigen Zeiten gemall Absatz 3, Ziffer 4, fir den Vergleichsstichtag nur bis zum
HoéchstausmaR von insgesamt drei Jahren und sechs Monaten zu 42,86% zu bericksichtigen.

1.2. GemaR § 28 Abs. 1 VWGVG hat das Verwaltungsgericht die Rechtssache durch Erkenntnis zu erledigen, sofern die
Beschwerde nicht zurtickzuweisen oder das Verfahren einzustellen ist. Gemal3 Abs. 2 leg. cit. hat Uber Beschwerden
gemald Art. 130 Abs. 1 Z 1 B-VG das Verwaltungsgericht selbst zu entscheiden, wenn 1. der maRgebliche Sachverhalt
feststeht oder 2. die Feststellung des mal3geblichen Sachverhalts durch das Verwaltungsgericht selbst im Interesse der
Raschheit gelegen oder mit einer erheblichen Kostenersparnis verbunden ist.1.2. GemaR Paragraph 28, Absatz eins,
VWGVG hat das Verwaltungsgericht die Rechtssache durch Erkenntnis zu erledigen, sofern die Beschwerde nicht
zurlickzuweisen oder das Verfahren einzustellen ist. GemaR Absatz 2, leg. cit. hat Uber Beschwerden gemaR Artikel


https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblPdf/1974_463_0/1974_463_0.pdf
https://www.jusline.at/gesetz/vwgvg/paragraf/28

130, Absatz eins, Ziffer eins, B-VG das Verwaltungsgericht selbst zu entscheiden, wenn 1. der mal3gebliche Sachverhalt
feststeht oder 2. die Feststellung des mal3geblichen Sachverhalts durch das Verwaltungsgericht selbst im Interesse der
Raschheit gelegen oder mit einer erheblichen Kostenersparnis verbunden ist.

Gemal} § 28 Abs. 3 VWGVG hat das Verwaltungsgericht im Verfahren tUber Beschwerden gemal3 Art. 130 Abs. 1 Z 1 B-VG
in der Sache selbst zu entscheiden, wenn die Voraussetzungen des Abs. 2 nicht vorliegen und die Behdérde dem nicht
bei der Vorlage der Beschwerde unter Bedachtnahme auf die wesentliche Vereinfachung und Beschleunigung des
Verfahrens widerspricht. Hat die Behdrde notwendige Ermittlungen des Sachverhalts unterlassen, so kann das
Verwaltungsgericht den angefochtenen Bescheid mit Beschluss aufheben und die Angelegenheit zur Erlassung eines
neuen Bescheides an die Behdrde zurlickverweisen. Die Behdérde ist hiebei an die rechtliche Beurteilung gebunden,
von welcher das Verwaltungsgericht bei seinem Beschluss ausgegangen ist.GemaR Paragraph 28, Absatz 3, VWGVG hat
das Verwaltungsgericht im Verfahren Uber Beschwerden gemaf3 Artikel 130, Absatz eins, Ziffer eins, B-VG in der Sache
selbst zu entscheiden, wenn die Voraussetzungen des Absatz 2, nicht vorliegen und die Behérde dem nicht bei der
Vorlage der Beschwerde unter Bedachtnahme auf die wesentliche Vereinfachung und Beschleunigung des Verfahrens
widerspricht. Hat die Behdrde notwendige Ermittlungen des Sachverhalts unterlassen, so kann das Verwaltungsgericht
den angefochtenen Bescheid mit Beschluss aufheben und die Angelegenheit zur Erlassung eines neuen Bescheides an
die Behdrde zurlckverweisen. Die Behorde ist hiebei an die rechtliche Beurteilung gebunden, von welcher das
Verwaltungsgericht bei seinem Beschluss ausgegangen ist.

§ 28 Abs. 3 zweiter Satz VwWGVG bildet damit die Rechtsgrundlage fir eine kassatorische Entscheidung des
Bundesverwaltungsgerichts, wenn ,die Behdérde notwendige Ermittlungen des Sachverhalts unterlassen”
hat.Paragraph 28, Absatz 3, zweiter Satz VwGVG bildet damit die Rechtsgrundlage fir eine kassatorische Entscheidung
des Bundesverwaltungsgerichts, wenn ,die Behérde notwendige Ermittlungen des Sachverhalts unterlassen” hat.

Der VwGH hat sich beginnend mit seinem Erkenntnis vom 26.06.2014, Ro 2014/03/0063, mit der
Sachentscheidungspflicht der Verwaltungsgerichte auseinandergesetzt und darin folgende Grundsatze
herausgearbeitet:

? Die Aufhebung eines Bescheides einer Verwaltungsbehorde durch ein Verwaltungsgericht komme nach dem
Wortlaut des § 28 Abs. 2 Z 1 VwGVG nicht in Betracht, wenn der fir die Entscheidung maRgebliche Sachverhalt
feststeht. Dies wird jedenfalls dann der Fall sein, wenn der entscheidungsrelevante Sachverhalt bereits im
verwaltungsbehordlichen Verfahren geklart wurde, zumal dann, wenn sich aus der Zusammenschau der im
verwaltungsbehordlichen Bescheid getroffenen Feststellungen (im Zusammenhalt mit den dem Bescheid zu Grunde
liegenden Verwaltungsakten) mit dem Vorbringen in der gegen den Bescheid erhobenen Beschwerde kein
gegenlaufiger Anhaltspunkt ergibt.? Die Aufhebung eines Bescheides einer Verwaltungsbehérde durch ein
Verwaltungsgericht komme nach dem Wortlaut des Paragraph 28, Absatz 2, Ziffer eins, VWGVG nicht in Betracht, wenn
der fur die Entscheidung maRgebliche Sachverhalt feststeht. Dies wird jedenfalls dann der Fall sein, wenn der
entscheidungsrelevante Sachverhalt bereits im verwaltungsbehdrdlichen Verfahren geklart wurde, zumal dann, wenn
sich aus der Zusammenschau der im verwaltungsbehdérdlichen Bescheid getroffenen Feststellungen (im Zusammenhalt
mit den dem Bescheid zu Grunde liegenden Verwaltungsakten) mit dem Vorbringen in der gegen den Bescheid
erhobenen Beschwerde kein gegenlaufiger Anhaltspunkt ergibt.

? Der Verfassungsgesetzgeber habe sich bei Erlassung der Verwaltungsgerichtsbarkeits-Novelle 2012,BGBI |
51/2012, davon leiten lassen, dass die Verwaltungsgerichte grundsatzlich in der Sache selbst zu entscheiden haben,
weshalb ein prinzipieller Vorrang einer meritorischen Entscheidungspflicht der Verwaltungsgerichte anzunehmen ist.?
Der Verfassungsgesetzgeber habe sich bei Erlassung der Verwaltungsgerichtsbarkeits-Novelle 2012, Bundesgesetzblatt
Teil eins, 51 aus 2012, davon leiten lassen, dass die Verwaltungsgerichte grundsatzlich in der Sache selbst zu
entscheiden haben, weshalb ein prinzipieller Vorrang einer meritorischen Entscheidungspflicht der
Verwaltungsgerichte anzunehmen ist.

Nach der Rechtsprechung des VwGH (beginnend mit VwWGH 26.06.2014,Ro 2014/03/0063) stellt die nach § 28 Abs. 3
zweiter Satz VWGVG bestehende Zurlickverweisungsmoglichkeit eine Ausnahme von der grundsatzlich meritorischen
Entscheidungszustandigkeit der Verwaltungsgerichte dar. Nach dem damit gebotenen Verstandnis steht diese
Moglichkeit bezlglich ihrer Voraussetzungen nicht auf derselben Stufe wie die im ersten Satz des & 28 Abs. 3 VWGVG
verankerte grundsatzlich meritorische Entscheidungskompetenz der Verwaltungsgerichte. Vielmehr verlangt das im §
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28 VwGVG insgesamt normierte System, in dem insbesondere die normative Zielsetzung der
Verfahrensbeschleunigung bzw. der Berlcksichtigung einer angemessenen Verfahrensdauer ihren Ausdruck findet,
dass von der Mdoglichkeit der Zuruckverweisung nur bei krassen bzw. besonders gravierenden Ermittiungslicken
Gebrauch gemacht wird. Eine Zurlickverweisung der Sache an die Verwaltungsbehdérde zur Durchfihrung notwendiger
Ermittlungen wird daher insbesondere dann in Betracht kommen, wenn die Verwaltungsbehorde jegliche erforderliche
Ermittlungstatigkeit unterlassen hat, wenn sie zur Ermittlung des malRgebenden Sachverhalts (vgl. 8 37 AVG) lediglich
vollig ungeeignete Ermittlungsschritte gesetzt oder bloR ansatzweise ermittelt hat. Gleiches gilt, wenn konkrete
Anhaltspunkte annehmen lassen, dass die Verwaltungsbehdérde (etwa schwierige) Ermittlungen unterlie, damit diese
dann durch das Verwaltungsgericht vorgenommen werden (etwa im Sinn einer ,Delegierung” der Entscheidung an das
Verwaltungsgericht).Nach der Rechtsprechung des VWGH (beginnend mit VwGH 26.06.2014,Ro 2014/03/0063) stellt die
nach Paragraph 28, Absatz 3, zweiter Satz VWGVG bestehende Zurtickverweisungsmaéglichkeit eine Ausnahme von der
grundsatzlich meritorischen Entscheidungszustandigkeit der Verwaltungsgerichte dar. Nach dem damit gebotenen
Verstandnis steht diese Moglichkeit bezlglich ihrer Voraussetzungen nicht auf derselben Stufe wie die im ersten Satz
des Paragraph 28, Absatz 3, VwGVG verankerte grundsatzlich meritorische Entscheidungskompetenz der
Verwaltungsgerichte. Vielmehr verlangt das im Paragraph 28, VwGVG insgesamt normierte System, in dem
insbesondere die normative Zielsetzung der Verfahrensbeschleunigung bzw. der Berilcksichtigung einer
angemessenen Verfahrensdauer ihren Ausdruck findet, dass von der Moglichkeit der Zurlckverweisung nur bei
krassen bzw. besonders gravierenden Ermittlungsliicken Gebrauch gemacht wird. Eine Zurlickverweisung der Sache an
die Verwaltungsbehorde zur Durchfiihrung notwendiger Ermittlungen wird daher insbesondere dann in Betracht
kommen, wenn die Verwaltungsbehorde jegliche erforderliche Ermittlungstatigkeit unterlassen hat, wenn sie zur
Ermittlung des maligebenden Sachverhalts vergleiche Paragraph 37, AVG) lediglich vollig ungeeignete
Ermittlungsschritte gesetzt oder blof3 ansatzweise ermittelt hat. Gleiches gilt, wenn konkrete Anhaltspunkte annehmen
lassen, dass die Verwaltungsbehorde (etwa schwierige) Ermittlungen unterliel3, damit diese dann durch das
Verwaltungsgericht vorgenommen werden (etwa im Sinn einer ,Delegierung” der Entscheidung an das
Verwaltungsgericht).

1.3. Fur den vorliegenden Fall ergibt sich daraus Folgendes:

Im vorliegenden Fall sind der belangten Behorde subjektiv keine Ermittlungsmangel vorzuwerfen, doch gebietet die
neue Rechtslage umfangreiche Ermittlungen (z.B. zu den bisher zur Ganze vorangestellten oder nicht vorangestellten
Zeiten nach Vollendung des 18. Lebensjahres oder auch zu den sonstigen Zeiten, die vor Vollendung des 18.
Lebensjahres zurlickgelegt wurden) und Berechnungen, welche die Behdrde aufgrund der Verflgbarkeit diverser
Berechnungsprogramme effizienter ausfiihren kann als das Bundesverwaltungsgericht. Dartiber hinaus wirde durch
die erstmalige Anwendung der neuen Rechtslage durch das Bundesverwaltungsgericht (in Form von selbst
vorgenommenen Ermittlungen und Berechnungen) der beschwerdefliihrenden Partei eine Instanz verloren gehen,
sodass aus diesem Grund eine Zurlckverweisung gerechtfertigt scheint. Zuletzt ist auch darauf hinzuweisen, dass der
EuGH in Beantwortung der zweiten ihm gestellten Frage ausgefihrt hat, dass der in Art. 20 der Grundrechtecharta
verankerte Grundsatz der Gleichbehandlung und der Grundsatz der Rechtssicherheit eine gleiche und vorhersehbare
Behandlung aller Beamten verlangen, die sich zeitlich in der gleichen Situation befinden, sodass die Berlcksichtigung
von Zeiten nicht von Umstanden abhangen darf, die nicht in der Sphare der betroffenen Beamten liegen, wie der
Dauer der Bearbeitung ihrer Antrage. Daher scheint eine gleichférmige Vorgehensweise in der Bearbeitung der beim
Bundesverwaltungsgericht anhangigen Falle geboten.Im vorliegenden Fall sind der belangten Behdrde subjektiv keine
Ermittlungsmangel vorzuwerfen, doch gebietet die neue Rechtslage umfangreiche Ermittlungen (z.B. zu den bisher zur
Ganze vorangestellten oder nicht vorangestellten Zeiten nach Vollendung des 18. Lebensjahres oder auch zu den
sonstigen Zeiten, die vor Vollendung des 18. Lebensjahres zurlickgelegt wurden) und Berechnungen, welche die
Behorde aufgrund der Verflugbarkeit diverser Berechnungsprogramme effizienter ausfuhren kann als das
Bundesverwaltungsgericht. DarlUber hinaus wirde durch die erstmalige Anwendung der neuen Rechtslage durch das
Bundesverwaltungsgericht (in Form von selbst vorgenommenen Ermittlungen und Berechnungen) der
beschwerdefiihrenden Partei eine Instanz verloren gehen, sodass aus diesem Grund eine Zurlckverweisung
gerechtfertigt scheint. Zuletzt ist auch darauf hinzuweisen, dass der EuGH in Beantwortung der zweiten ihm gestellten
Frage ausgefuhrt hat, dass der in Artikel 20, der Grundrechtecharta verankerte Grundsatz der Gleichbehandlung und
der Grundsatz der Rechtssicherheit eine gleiche und vorhersehbare Behandlung aller Beamten verlangen, die sich
zeitlich in der gleichen Situation befinden, sodass die Berucksichtigung von Zeiten nicht von Umstanden abhangen
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darf, die nicht in der Sphare der betroffenen Beamten liegen, wie der Dauer der Bearbeitung ihrer Antrage. Daher
scheint eine gleichférmige Vorgehensweise in der Bearbeitung der beim Bundesverwaltungsgericht anhangigen Falle
geboten.

Im fortgesetzten Verfahren wird die belangte Behorde inhaltlich derart zu entscheiden haben, dass sie gemal§ 169f
Abs. 1 GehG die besoldungsrechtliche Stellung neu festzusetzen hat.Im fortgesetzten Verfahren wird die belangte
Behorde inhaltlich derart zu entscheiden haben, dass sie gemaR Paragraph 169 f, Absatz eins, GehG die
besoldungsrechtliche Stellung neu festzusetzen hat.

Diese Neufestsetzung der besoldungsrechtlichen Stellung erfolgt nach Ermittlung des Vergleichsstichtags durch
Feststellung des Besoldungsdienstalters zum Ablauf des 28. Februar 2015 (§ 169f Abs. 4 GehG). Diese Neufestsetzung
der besoldungsrechtlichen Stellung erfolgt nach Ermittlung des Vergleichsstichtags durch Feststellung des
Besoldungsdienstalters zum Ablauf des 28. Februar 2015 (Paragraph 169 f, Absatz 4, GehG).

Far die Ermittlung des Vergleichsstichtags ist nach§ 169g GehG vorzugehen:Fur die Ermittlung des Vergleichsstichtags
ist nach Paragraph 169 g, GehG vorzugehen:

Der Vergleichsstichtag wird dadurch ermittelt, dass die Zeiten, die bei der Ermittlung des Vorrlckungsstichtags
voranzustellen waren oder bei AuRBerachtlassung der Altersgrenze von 18 Jahren voranzustellen gewesen waren, nach
MaRgabe der weiteren Absdtze dem Tag der Anstellung vorangestellt werden (8 169g Abs. 1 GehG) .Der
Vergleichsstichtag wird dadurch ermittelt, dass die Zeiten, die bei der Ermittlung des Vorrickungsstichtags
voranzustellen waren oder bei AuRerachtlassung der Altersgrenze von 18 Jahren voranzustellen gewesen waren, nach
Maligabe der weiteren Absatze dem Tag der Anstellung vorangestellt werden (Paragraph 169 g, Absatz eins, GehG).

Zuerst ist jene Verwendungsgruppe zu ermitteln, welcher die beschwerdefihrende Partei im Zeitpunkt der
Festsetzung ihres letzten Vorrlckungsstichtags, der unter Ausschluss der vor Vollendung des 18. Lebensjahres
zurlickgelegten Zeiten festgesetzt wurde, angehort hat, da diese Verwendungsgruppe maligebend fiir die
anzuwendenden Bestimmungen der 88 12, 12a, 113 und 113a GehG sowie der Anlage 1 in den in § 169g Abs. 2 GehG
genannten Fassungen (§ 169g Abs. 2 GehGQ) ist.Zuerst ist jene Verwendungsgruppe zu ermitteln, welcher die
beschwerdeflihrende Partei im Zeitpunkt der Festsetzung ihres letzten Vorriickungsstichtags, der unter Ausschluss der
vor Vollendung des 18. Lebensjahres zurlickgelegten Zeiten festgesetzt wurde, angehdrt hat, da diese
Verwendungsgruppe mafRgebend fir die anzuwendenden Bestimmungen der Paragraphen 12, 12 a, 113 und 113 a
GehG sowie der Anlage 1 in den in Paragraph 169 g, Absatz 2, GehG genannten Fassungen (Paragraph 169 g, Absatz 2,
GehQ) ist.

Dann sind jene Zeiten zu ermitteln, welche die beschwerdefliihrende Partei unter Aullerachtlassung der Altersgrenze
von 18 Jahren zurtickgelegt hat. Durch den Entfall des bisherigen § 169g Abs. 6 GehG (,entschiedene Sache”) sind nun
auch nach Vollendung des 18. Lebensjahres zurlickgelegte Zeiten einzubeziehen, die zur Ganze vorangestellt oder
nicht vorangestellt wurden. Dies soll nach den Erlduterungen zur Anderung des Gehaltsgesetzes mit BGBI | 137/2023
(AB 2218 BIgNR 27. GP 3 f.) nur dann erfolgen, wenn sich aus der Aktenlage Hinweise auf eine falschliche Beurteilung in
friheren Verfahren ergeben.Dann sind jene Zeiten zu ermitteln, welche die beschwerdefiihrende Partei unter
AuBerachtlassung der Altersgrenze von 18 Jahren zuriickgelegt hat. Durch den Entfall des bisherigen Paragraph 169 g,
Absatz 6, GehG (,entschiedene Sache”) sind nun auch nach Vollendung des 18. Lebensjahres zurlickgelegte Zeiten
einzubeziehen, die zur Ganze vorangestellt oder nicht vorangestellt wurden. Dies soll nach den Erlauterungen zur
Anderung des Gehaltsgesetzes mit Bundesgesetzblatt Teil eins, 137 aus 2023, Ausschussbericht 2218 BIgNR 27.
Gesetzgebungsperiode 3 f.) nur dann erfolgen, wenn sich aus der Aktenlage Hinweise auf eine falschliche Beurteilung
in frheren Verfahren ergeben.

Diese ermittelten Zeiten sind unter Heranziehung der 88 12, 12a, 113 und 113a GehG sowie der Anlage 1 in den irg
169g Abs. 2 GehG genannten Fassungen mit der MalRgabe anzuwenden, dassDiese ermittelten Zeiten sind unter
Heranziehung der Paragraphen 12, 12 a, 113 und 113 a GehG sowie der Anlage 1 in den in Paragraph 169 g, Absatz 2,
GehG genannten Fassungen mit der MalRgabe anzuwenden, dass

1. keine Zeiten von einer Voransetzung vor den Tag der Anstellung ausgeschlossen sind, wenn sie vor Vollendung des
18. Lebensjahres zurtickgelegt wurden.

2. als Zeiten des erfolgreichen Studiums an einer héheren Schule ausschliefilich jene Zeiten voranzustellen sind, die
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zwischen dem Ablauf des 31. August jenes Kalenderjahres, in dem die Beamtin oder der Beamte die Aufnahme in die
zwolfte Schulstufe erreicht hat, und dem Ablauf des 30. Juni des nachfolgenden Kalenderjahres zurlickgelegt wurden.
Dies ist nur auf jene Beamtinnen und Beamten anzuwenden, fur deren Verwendungsgruppen die Bestimmungen Uber
den Vorruckungsstichtag eine Voranstellung von Zeiten des erfolgreichen Studiums an einer héheren Schule vorsehen.
Wenn die fir die Beamtin oder den Beamten geltenden schulrechtlichen Vorschriften eine Regelstudiendauer von
mehr als zwolf Schulstufen vorsehen, so verlangert sich der voranzustellende Zeitraum fir jede weitere Schulstufe um
ein Jahr.

3. mit Zustimmung des Bundesministers fur Kunst, Kultur, 6ffentlichen Dienst und Sport Zeiten einer gleichwertigen
Berufstatigkeit nach 8 12 Abs. 2 Z 1a GehG zur Ganze zu bericksichtigen sind, die vor Vollendung des 18. Lebensjahres
zurlickgelegt wurden oder die nach Vollendung des 18. Lebensjahres zurtickgelegt wurden, wenn fur die Voranstellung
von sonstigen Zeiten im offentlichen Interesse nach § 12 Abs. 3 leg. cit. in der damals geltenden Fassung eine
Hochstgrenze gesetzlich vorgesehen war. Bei der Bemessung eines allfalligen Uberstellungsverlusts gelten diese Zeiten
dann als Zeiten in einem Dienstverhdltnis zu einer inlandischen Gebietskdrperschaft.3. mit Zustimmung des
Bundesministers fur Kunst, Kultur, 6ffentlichen Dienst und Sport Zeiten einer gleichwertigen Berufstatigkeit nach
Paragraph 12, Absatz 2, Ziffer eins a, GehG zur Ganze zu berlcksichtigen sind, die vor Vollendung des 18. Lebensjahres
zurlickgelegt wurden oder die nach Vollendung des 18. Lebensjahres zurtickgelegt wurden, wenn fur die Voranstellung
von sonstigen Zeiten im 6ffentlichen Interesse nach Paragraph 12, Absatz 3, leg. cit. in der damals geltenden Fassung
eine Héchstgrenze gesetzlich vorgesehen war. Bei der Bemessung eines allfdlligen Uberstellungsverlusts gelten diese
Zeiten dann als Zeiten in einem Dienstverhaltnis zu einer inlandischen Gebietskdrperschaft.

4. jene sonstigen Zeiten, die nicht zur Ganze dem Tag der Anstellung voranzustellen sind, ausschlieBlich insoweit zu
bertcksichtigen sind, als diese nach dem 30. Juni jenes Kalenderjahres zurtickgelegt wurden, in dem die allgemeine
Schulpflicht von neun Schuljahren absolviert wurde, und das ausschlielBlich im Umfang von 42,86% des
GesamtausmalRes dieser sonstigen Zeiten in Tagen. Sollte die beschwerdeflihrende Partei weniger als neun Schuljahre
absolviert haben, so ist der 30. Juni jenes Kalenderjahres mafigebend, in dem sie nach den inlandischen Vorschriften
Uber die allgemeine Schulpflicht neun Schuljahre absolviert hatte.

5. Zeiten in einem Ausbildungsverhéaltnis zu einer inlandischen Gebietskérperschaft als Lehrling nur dann
voranzustellen sind, wenn die Beamtin oder der Beamte nach dem 31. Marz 2000 ins Dienstverhaltnis eingetreten ist.

6. Zeiten einer Tatigkeit als Wissenschaftlicher (Klnstlerischer) Mitarbeiter (in Ausbildung) gemaR § 6 des
Bundesgesetzes Uber die Abgeltung von wissenschaftlichen und kinstlerischen Tatigkeiten an Universitaten und
Universitaten der Kiinste nur dann voranzustellen sind, wenn die Beamtin oder der Beamte nach dem 30. September
2001 ins Dienstverhaltnis eingetreten ist.6. Zeiten einer Tatigkeit als Wissenschaftlicher (Kinstlerischer) Mitarbeiter (in
Ausbildung) gemal} Paragraph 6, des Bundesgesetzes Uber die Abgeltung von wissenschaftlichen und kunstlerischen
Tatigkeiten an Universitaten und Universitaten der Kiinste nur dann voranzustellen sind, wenn die Beamtin oder der
Beamte nach dem 30. September 2001 ins Dienstverhaltnis eingetreten ist.

Falls die Vorschriften zum Zeitpunkt des letzten Vorrickungsstichtags, der unter Ausschluss der vor Vollendung des 18.
Lebensjahres zurlickgelegten Zeiten festgesetzt wurde, vorsahen, dass die sonstigen Zeiten, die nicht zur Ganze
voranzustellen waren, nur bis zum Hochstausmaf von insgesamt drei Jahren zur Halfte zu bertcksichtigen waren, so
sind die nun nach den zuvor genannten MalRgaben ermittelten sonstigen Zeiten flr den Vergleichsstichtag nur bis zum
Hochstausmal? von insgesamt drei Jahren und sechs Monaten zu 42,86% zu berlcksichtigen (8 169g Abs. 4 GehG).Falls
die Vorschriften zum Zeitpunkt des letzten Vorrickungsstichtags, der unter Ausschluss der vor Vollendung des 18.
Lebensjahres zurlickgelegten Zeiten festgesetzt wurde, vorsahen, dass die sonstigen Zeiten, die nicht zur Ganze
voranzustellen waren, nur bis zum Hochstausmaf von insgesamt drei Jahren zur Halfte zu bertcksichtigen waren, so
sind die nun nach den zuvor genannten MalRgaben ermittelten sonstigen Zeiten flr den Vergleichsstichtag nur bis zum
Hochstausmal? von insgesamt drei Jahren und sechs Monaten zu 42,86% zu berlcksichtigen (Paragraph 169 g, Absatz
4, GehQ).

Die Ermittlungsergebnisse sind der beschwerdefihrenden Partei gemal38 169f Abs. 7 GehG mit der Aufforderung
schriftlich mitzuteilen, binnen sechs Monaten allfdllige weitere Zeiten geltend zu machen und die erforderlichen
Nachweise zu erbringen, widrigenfalls diese nicht zu berlcksichtigen sind. Diese Frist kann mit Zustimmung der
beschwerdeflihrenden Partei verkirzt werden.Die Ermittlungsergebnisse sind der beschwerdefiihrenden Partei gemaf}


https://www.jusline.at/gesetz/gehg/paragraf/12
https://www.jusline.at/gesetz/gehg/paragraf/169g
https://www.jusline.at/gesetz/gehg/paragraf/169f

Paragraph 169 f, Absatz 7, GehG mit der Aufforderung schriftlich mitzuteilen, binnen sechs Monaten allfallige weitere
Zeiten geltend zu machen und die erforderlichen Nachweise zu erbringen, widrigenfalls diese nicht zu berlcksichtigen
sind. Diese Frist kann mit Zustimmung der beschwerdefihrenden Partei verkirzt werden.

Das Besoldungsdienstalter nach§ 169c GehG erhéht sich um den zwischen dem Vergleichsstichtag und dem
Vorruckungsstichtag liegenden Zeitraum, wenn der Vergleichsstichtag vor dem Vorrickungsstichtag liegt, andernfalls
vermindert es sich um diesen Zeitraum. Fur den Vergleich ist der letzte Vorrickungsstichtag mal3gebend, der unter
Ausschluss der vor Vollendung des 18. Lebensjahres zurtickgelegten Zeiten festgesetzt wurde (8 169f Abs. 4 GehG).Das
Besoldungsdienstalter nach Paragraph 169 ¢, GehG erhéht sich um den zwischen dem Vergleichsstichtag und dem
Vorrickungsstichtag liegenden Zeitraum, wenn der Vergleichsstichtag vor dem Vorrickungsstichtag liegt, andernfalls
vermindert es sich um diesen Zeitraum. Fur den Vergleich ist der letzte Vorrickungsstichtag mafigebend, der unter
Ausschluss der vor Vollendung des 18. Lebensjahres zurlickgelegten Zeiten festgesetzt wurde (Paragraph 169 f, Absatz
4, GehG).

Zuletzt ist gemaR § 169f Abs. 6b GehG auch das Datum bescheidmaRig festzustellen, ab dem ein allfalliger Anspruch
auf Nachzahlung von Bezlgen nicht verjahrt ist.Zuletzt ist gemaR Paragraph 169 f, Absatz 6 b, GehG auch das Datum
bescheidmaRig festzustellen, ab dem ein allfalliger Anspruch auf Nachzahlung von Bezligen nicht verjahrt ist.

Dass eine unmittelbare weitere Beweisaufnahme in einer mdundlichen Verhandlung durch das
Bundesverwaltungsgericht ,im Interesse der Raschheit gelegen oder mit einer erheblichen Kostenersparnis verbunden”
ware, ist nicht ersichtlich, zumal es sich bei den in Rede stehenden Ermittlungen um solche handelt, bei denen die
belangte Behérde besonders ,nahe am Beweis” ist (vgl. VwGH 25.01.2017, Ra 2016/12/0109).Dass eine unmittelbare
weitere Beweisaufnahme in einer miindlichen Verhandlung durch das Bundesverwaltungsgericht ,im Interesse der
Raschheit gelegen oder mit einer erheblichen Kostenersparnis verbunden” ware, ist nicht ersichtlich, zumal es sich bei
den in Rede stehenden Ermittlungen um solche handelt, bei denen die belangte Behérde besonders ,nahe am Beweis"
ist vergleiche VWGH 25.01.2017, Ra 2016/12/0109).

Da der maRgebliche Sachverhalt somit noch nicht feststeht, war in Gesamtbeurteilung der dargestellten Erwdgungen
der angefochtene Bescheid der belangten Behdrde gemaR § 28 Abs. 3 zweiter Satz VWGVG aufzuheben und die
Angelegenheit zur Erlassung eines neuen Bescheides an die belangte Behérde zurlickzuverweisen.Da der maf3gebliche
Sachverhalt somit noch nicht feststeht, war in Gesamtbeurteilung der dargestellten Erwagungen der angefochtene
Bescheid der belangten Behérde gemdaR Paragraph 28, Absatz 3, zweiter Satz VwWGVG aufzuheben und die
Angelegenheit zur Erlassung eines neuen Bescheides an die belangte Behdrde zurlickzuverweisen.

1.4. Eine mundliche Verhandlung konnte im gegenstandlichen Fall gemald § 24 Abs. 2 Z 1 2. Fall VwWGVG unterbleiben,
weil bereits aufgrund der Aktenlage feststand, dass der angefochtene Bescheid ,aufzuheben” war. Dieser Tatbestand
ist auch auf Beschliisse zur Aufhebung und Zurtckverweisung anwendbar (vgl. Hengstschlager/Leeb, AVG 867d Rz 22
[Stand 1.7.2007, rdb.at]).1.4. Eine mindliche Verhandlung konnte im gegenstdndlichen Fall gemal3 Paragraph 24,
Absatz 2, Ziffer eins, 2. Fall VWGVG unterbleiben, weil bereits aufgrund der Aktenlage feststand, dass der angefochtene
Bescheid ,aufzuheben” war. Dieser Tatbestand ist auch auf Beschlisse zur Aufhebung und Zurlckverweisung
anwendbar vergleiche Hengstschlager/Leeb, AVG §67d Rz 22 [Stand 1.7.2007, rdb.at]).

2. Zu B) Unzulassigkeit der Revision:

GemaR§ 25a Abs. 1 VWGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses
auszusprechen, ob die Revision gemafd Art. 133 Abs. 4 B-VG zulassig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begriinden. Gemaf
Paragraph 25 a, Absatz eins, VWGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses
auszusprechen, ob die Revision gemaR Artikel 133, Absatz 4, B-VG zulassig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begriinden.

Die Revision ist gemald Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassig, weil die Entscheidung nicht von der Ldsung einer
Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenstandliche Entscheidung von
der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofs ab, noch fehlt es an einer Rechtsprechung; weiters ist die
vorliegende Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofs auch nicht als uneinheitlich zu beurteilen. Auch liegen keine
sonstigen Hinweise auf eine grundsatzliche Bedeutung der zu l6senden Rechtsfrage vor. Die unter A) zitierte
Rechtsprechung ist auf den vorliegenden Fall Ubertragbar.Die Revision ist gemal Artikel 133, Absatz 4, B-VG nicht
zuldssig, weil die Entscheidung nicht von der Losung einer Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung
zukommt. Weder weicht die gegenstandliche Entscheidung von der bisherigen Rechtsprechung des
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Verwaltungsgerichtshofs ab, noch fehlt es an einer Rechtsprechung; weiters ist die vorliegende Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofs auch nicht als uneinheitlich zu beurteilen. Auch liegen keine sonstigen Hinweise auf eine
grundsatzliche Bedeutung der zu l6senden Rechtsfrage vor. Die unter A) zitierte Rechtsprechung ist auf den
vorliegenden Fall Ubertragbar.
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